
Rechtssache T-6/90 
(abgekürzte Veröffentlichung) 

Alessandro Petrilli 
gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

(Beamtenstatut, Artikel 90 und 91) 

„Beamte — Einrede der Unzulässigkeit — Verspätung — 
Ausschlußwirkung — Neubeginn der Fristen — 

Voraussetzungen — Neue Tatsache“ 

Leitsätze des Urteils 

1. Beamte — Klage — Vorherige Verwaltungsbeschwerde — Fristen — Zwingendes Recht 
(Beamtenstatut, Artikel 90 und 91) 

2. Beamte — Klage — Vorherige Verwaltungsbeschwerde — Fristen — Ausschlußwirkimg — 
Neubeginn — Voraussetzungen — Neue Tatsache 
(Beamtenstatut, Artikel 90 und 91) 

1. Die in den Artikeln 90 und 91 des Beam­
tenstatuts festgelegten Beschwerde- und 
Klagefristen sollen die Sicherheit der 
Rechtsverhältnisse gewährleisten. Sie sind 
daher zwingendes Recht und stehen 
nicht zur Disposition der Parteien oder 
des Gerichts. 

Die Tatsache, daß ein Organ aus Grün­
den seiner Personalpolitik eine verspätete 
Verwaltungsbeschwerde sachlich beschei­
det, führt weder dazu, daß das durch die 
Artikel 90 und 91 des Statuts eingeführte 

System zwingender Fristen außer Kraft 
gesetzt wird (vgl. Urteil vom 12. Juli 
1984 in der Rechtssache 227/83, Mous-
sis/Kommission, Slg. 1984, 3133), noch 
dazu, daß der Verwaltung die Möglich­
keit genommen wird, im Stadium des ge­
richtlichen Verfahrens eine Einrede der 
Unzulässigkeit wegen Verspätung der 
Beschwerde zu erheben. 

2. Ein Beamter kann den Bestand einer frü­
heren Entscheidung, die er nicht inner­
halb der Beschwerde- und Klagefristen 
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der Artikel 90 und 91 des Statuts ange­
fochten hatte, nicht durch Stellung eines 
Antrags in Frage stellen. 

Nur das Vorliegen einer wesentlichen 
neuen Tatsache, die dem Betroffenen 
nachteilig sein kann, kann den Neube­
ginn dieser Fristen bewirken und zur 
Prüfung eines solchen Antrags führen 
(vgl. Urteile vom 12. Juli 1973 in der 

Rechtssache 28/72, Tontodonati/Kom-
mission, Slg. 1973, 779, vom 18. Juni 
1981 in der Rechtssache 173/80, Blasig/ 
Kommission, Slg. 1981, 1649, vom 
1. Dezember 1983 in der Rechtssache 
190/82, Blomefield/Kommission, Slg. 
1983, 3981, vom 30. Mai 1984 in der 
Rechtssache 326/82, Aschermann/Kom­
mission, Slg. 1984, 2253, vom 26. Septem­
ber 1985 in der Rechtssache 231/84, Valen-
tini/Kommission, Slg. 1985, 3027). 

URTEIL DES GERICHTS (Dritte Kammer) 

6. Dezember 1990 * 

In der Rechtssache T-6/90 

Alessandro Petrilli, Beamter der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
wohnhaft in Brüssel, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt J. L. Lodomez, Brüs­
sel, Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts E. Arendt, 4, avenue Marie-
Thérèse, Luxemburg, 

Kläger, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch S. van Raepen-
busch, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: 
G. Berardis, Juristischer Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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